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1. EINLEITUNG

Die internationale Banken- und Finanzkrise ist in den ver-
gangenen Wochen und Monaten weltweit zu einem der vor-
dringlichsten Probleme auf der politischen Agenda avanciert.
Sie hat in der Endphase der Prasidentschaftswahlen in den
USA alle anderen Themen uUberlagert und wegen der tradi-
tionellen Kompetenzvorspriinge der Demokraten gegentber
den Republikanern bei Wirtschafts- und Finanzthemen ent-
scheidend zum Wabhlsieg Barack Obamas beigetragen. Will
man die Auswirkungen der Finanzkrise auf Einstellungen
und Verhaltensabsichten der Wahler in Deutschland bewer-
ten, muss die Entwicklung der 6ffentlichen Meinung vor dem
Hintergrund des Verlaufs der Diskussion der Finanzkrise in
Deutschland mit teils sehr unterschiedlichen Themenschwer-
punkten gesehen werden.

So gab es in Deutschland im Sommer 2008 zuerst nur eine
Reihe von Medienberichten uber die amerikanische Immobi-
lienkrise, ohne dass deren Auswirkungen auf Deutschland
klar und im heutigen Umfang erkennbar geworden wéren.
Erst danach dominierten Berichte Uber Bankenpleiten

und Uber drohende Bankeninsolvenzen in Deutschland ein-
schlielBlich der zu erwartenden negativen Auswirkungen auf
die Realwirtschaft die Titelseiten der Zeitungen sowie zahl-
reiche Nachrichten- und Diskussionsformate der elektroni-
schen Medien.

Nach der Verabschiedung eines umfangreichen ,Rettungs-
pakets” durch die Bundesregierung, das den deutschen
Banken in der ,,schlimmsten Finanzkrise seit Jahrzehnten”
(Finanzminister Peer Steinbrick) finanziellen Riuckhalt ver-
schaffen sollte, verlagerte sich die Diskussion. In der dritten
Diskussionsphase wurden nunmehr verstarkt Fragen nach
den Schuldigen der Krise, den Rahmenbedingungen fur
staatliche Hilfe sowie den Konsequenzen im Hinblick auf
eine starkere staatliche Kontrolle des Finanzsystems gestellt.

Angesichts immer negativer werdender Rezessionsszenarien
fur das Jahr 2009 fokussierte sich zum Zeitpunkt der Abfas-
sung dieses Beitrags die Diskussion in der veroffentlichten
und der 6ffentlichen Meinung Deutschlands jetzt auf Art und
Umfang eines allgemein als notwendig erachteten Konjunk-
turprogramms. In der vierten Phase der Diskussion ging es
somit primar um die Auswirkungen der Krise fiir Unterneh-
men und Privatpersonen. Dabei steht die Frage im Vorder-
grund, ob und wie durch Steuererleichterungen oder staat-
liche Investitionen Probleme abgefedert werden kdnnen und
ein Abgleiten in eine Rezession zu verhindern ist.

In diesem Beitrag, der sich bewusst auf die Sicht der Finanz-
krise durch die Wahler bzw. die wahlberechtigten Bevolke-
rung Deutschlands beschrankt, sollen folgende grundlegende
Fragestellungen behandelt werden:
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® Welchen Einfluss hatte die Finanzmarktkrise bis jetzt auf
die allgemeinen 6konomischen Einstellungen und Erwar-
tungen der Bevdlkerung?

® Welche Bedeutung misst die Bevolkerung der Krise kurz-
und langfristig bei? Uberwiegen im Hinblick auf die
Zukunft zuversichtliche Einschatzungen oder existieren
womoglich massive Angste und Sorgen?

® Welche Losungsanséatze und -vorschlage fur die Krise
finden in der Bevdlkerung Akzeptanz, welche Malnahmen
werden kritisch bis ablehnend betrachtet?

® Wird der Politik die Bewaltigung der Krise grundsatzlich
zugetraut? Wie wird das Krisenmanagement von verschie-
denen politischen Akteuren und Parteien beurteilt? Wie
werden dabei die grundsatzlichen Einflussmdglichkeiten
der Politik eingeschatzt?

® Verandert die Krise politische Einstellungen? Hat sich die
Zustimmung zu bestimmten wirtschaftspolitischen Forde-
rungen und Mafinahmen sowie die Sicht auf das Wirt-
schaftssystem verandert? Gibt es Zusammenhéange
zwischen der Sicht der Wirtschaftskrise und dem Wahl-
verhalten?

® Lassen sich bereits heute aus der Finanzmarktkrise und
ihrer Wahrnehmung durch die Wahler erste Schlussfolge-
rungen oder Handlungsempfehlungen fir die Politik ablei-
ten?

Die in diesem Beitrag genutzten empirischen Befunde basie-
ren weitgehend auf Umfrageergebnissen, die von verschie-
denen Meinungsforschungsinstituten erhoben wurden. Diese
Umfragen sind, sofern nicht anders ausgewiesen, durchweg
reprasentativ fur die erwachsene, wahlberechtigte Bevolke-
rung Deutschlands. Daruber hinaus werden auch Ergebnisse
der Gesellschaft fur Markt- und Sozialforschung mbH (GMS)
aus gqualitativen Untersuchungen — in der Regel Focus
Groups — genutzt, die erganzend zusatzliche Aufschlisse
Uber Ursachen und Motivationen einzelner Sichtweisen ver-
mitteln.

2. DAS OKONOMISCHE MEINUNGSKLIMA VOR
UND SEIT DER FINANZKRISE

Wegen der Zusammenhange zwischen wirtschaftlichen Ein-
stellungen und Erwartungen einerseits und dem Wahlverhal-
ten andererseits werden Fragen zur Sicht der allgemeinen
und der eigenen Wirtschaftslage grundsatzlich und auch
fernab von 6konomischen Krisen erhoben. Betrachtet man
die langfristigen Trends bei der Beurteilung der allgemeinen
Wirtschaftslage seit 1997, wird erkennbar, dass — von kurzen
Phasen abgesehen — die negativen Urteile regelméaRig die
positiven Sichtweisen mehr oder weniger stark tberwogen
(siehe Abbildung 1, Seite 4).

Die beiden Ausnahmen betreffen zum einen die Boom-Phase
der New Economy in den Jahren 2000 und 2001 vor dem
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Platzen der Spekulationsblase, wo trotz hoher Arbeitslosig-
keit die positiven Einschéatzungen negative Urteile knapp
Uberwogen. Eine zweite Entspannung des dkonomischen
Meinungsklimas gab es nach der Bundestagswahl 2005 auf
Grund sinkender Arbeitslosenzahlen und deutlichen Wirt-
schaftswachstums in den Jahren 2006 und 2007. Und dies
trotz weit verbreiteter Vorbehalte der Wahler, dass die posi-
tiven wirtschaftlichen Entwicklungen weitgehend ohne Aus-
wirkungen auf die eigene Situation geblieben waren. Schon

Abbildung 1
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zum Ende des Jahres 2007 wurden die Konjunkturprognosen
vor allem wegen der Entwicklungen in den USA zunehmend
negativer und Berichte Uber schlechte wirtschaftliche Kenn-
ziffern entsprechend haufiger. Ende 2007 hielten sich posi-
tive und negative Sichtweisen in etwa die Waage. Seit Mai
2008 — und somit deutlich vor dem Bekanntwerden der Fi-
nanzkrise iberwogen die negativen wieder deutlich die posi-
tiven Urteile (54 Prozent zu 43 Prozent).

G MS

Beurteilung der wirtschaftlichen Lage in Deutschland

> Krisenwahrnehmung tritt nach einer Phase der deutlichen Entspannung des
Wirtschaftsklimas in den Jahren 2006 und 2007 ein*
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* Quelle: Infratest dimap Deutschlandtrend Oktober 2008

Die internationale Finanzkrise fiel somit in eine bereits be-
gonnene Phase einer signifikanten Verschlechterung des
okonomischen Meinungsklimas mit der Gefahr eines daraus
resultierenden Verstarkereffekts. Bei einem Fortdauern der
Krise und entsprechenden Auswirkungen auf die Realwirt-
schaft trotz entschlossenen Handelns der Bundesregierung
ist nicht auszuschliel3en, dass das Wirtschaftsklima wieder
auf das Niveau der Jahre 2002 bis 2005 fallen kann. In die-
sem Zeitraum hatten wiederholt mehr als 90 Prozent der Be-
fragten negative Einschatzungen der Wirtschaftslage abge-
geben (siehe Abbildung 1).

Die Umfragedaten der letzten Wochen belegen, dass die
Banken- und Finanzkrise bei den Einschatzungen der Wirt-
schaftslage bereits zum jetzigen Zeitpunkt ihre Spuren hin-
terlassen hat. Vor allem die 6konomischen Zukunftserwar-
tungen, teilweise aber auch die Einschatzungen der allge-
meinen und der personlichen Wirtschaftslage, haben sich im
Vergleich zu den Vormonaten deutlich verschlechtert. Das
o6konomische Meinungsklima in Deutschland bewegt sich so-
mit wieder auf einem ausgesprochen angespannten Niveau.

Die derzeitige allgemeine Wirtschaftslage bewertet inzwi-
schen nur noch gut jeder Sechste (16 Prozent) positiv, jeder
Vierte (25 Prozent) hingegen eindeutig negativ. Die meisten
Befragten (58 Prozent) geben bei der augenblicklichen wirt-
schaftlichen Situation ambivalente Urteile (teils/teils) ab
(Quelle: Forschungsgruppe Wahlen, siehe Tabelle 1, Seite 5).
Bei einer leicht veranderten Fragestellung mit vier Antwort-
kategorien (sehr gut / gut / weniger gut / schlecht) ergibt
sich ebenfalls ein ambivalentes Stimmungsbild, bei dem die
negativen Einschatzungen allerdings uberwiegen (siehe
Abbildung 1).
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Tabelle 1 G MS

Einschéatzung der wirtschaftlichen Lage im
November 2008

FGW Politbarometer - Prozentwerte (Differenzen zu 100%: Wei nicht / keine
Angabe)

Nov. 08 | KW 45-|0kt. 08 Il|Okt. 08 ||Sept. 08
KW 45 | KW 43 KW43 | KW 41 | KW 37
Allgemeine
wirtschaftliche Lage
gut 16 -2 18 18 20
teils/teils 58 +3 55 55 58
schlecht 25 =il 26 26 22
Index -9 -1 -8 -8 -2
Okonomische
Zukunftserwartung
aufwarts 8 +1 7 7 13
teils/teils 32 -5 37 35 49
abwarts 59 +5 54 55 36
Index 2 -51 -4 -47 -48 -23
Eigene wirtschaftliche
Lage
gut 46 +2 44 40 45
teils/teils 44 +1 43 45 44
schlecht 10 -3 13 14 12
Index +36 +5 +31 +26 +33
1) Index: gut — schlecht

2) Index: aufwarts — abwarts

Insgesamt fallen die Bewertungen der gegenwartigen Wirt-
schaftslage angesichts der sich seit Wochen haufenden
Katastrophenmeldungen noch erstaunlich moderat aus. Dies
héngt offenbar damit zusammen, dass mdogliche Folgen der
Krise weitgehend noch nicht bei den Wahlern angekommen
sind. Dafiur sind die Bewertungen der Zukunftserwartungen
umso negativer. So sind die Beurteilungen der zukunftigen
Wirtschaftsentwicklungen im Oktober 2008 auf den tiefsten
Stand seit Marz 2003 gefallen. Mittlerweile geht nur noch ein
sehr geringer Anteil der Deutschen (8 Prozent) von einem
Aufwaértstrend aus. Eine klare Mehrheit (59 Prozent) erwar-
tet hingegen eine Verschlechterung der Lage, 32 Prozent
haben gemischte Erwartungen (teils auf- / teils abwarts)
(siehe Tabelle 1).

Bei der Beurteilung der eigenen wirtschaftlichen Lage hinge-
gen spielen die Auswirkungen der Finanzkrise bisher offen-
bar nur eine begrenzte Rolle: Fast die Halfte der Bundesbur-
ger (46 Prozent) bewertet ihre personliche Situation als gut.
Die Werte fur ambivalente Urteile (teils/teils, 44 Prozent)
und negative Einschatzungen (10 Prozent) haben sich in den
vergangenen Monaten kaum verandert (Quelle: Forschungs-
gruppe Wahlen). Fur die persénlichen wirtschaftlichen Ver-
héltnisse in einem Jahr erwarten allerdings nur acht Prozent
der Deutschen eine Verbesserung. 54 Prozent gehen davon
aus, dass sich an der eigenen Situation nichts verandern
wird, 37 Prozent sehen fir den Verlauf des nachsten Jahres
eine Verschlechterung voraus (Quelle: TNS Forschung).

Unter Berucksichtigung aller wirtschaftlichen Stimmungsindi-
katoren spricht vieles dafur, dass sich das ohnehin bereits
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eingetrubte und zudem &uf3erst volatile 6konomische Mei-
nungsklima in den kommenden Monaten weiter verschlech-
tern wird. Naturlich wird diese Entwicklung wesentlich davon
abhéangen, ob das ,,Rettungspaket” und das geplante Kon-
junkturprogramm der Bundesregierung greift und welche der
beflrchteten negativen wirtschaftlichen Entwicklungen im
Verlauf des néchsten Jahres tatsachlich eintreten. Bisher
haben die Bundesburger auf die vielen negativen Meldungen
zumindest bei der Einschéatzung der gegenwartigen allgemei-
nen und eigenen Lage eigentlich noch erstaunlich gelassen
reagiert. Die wieder auf dem Tiefstand von 2003 angekom-
menen negativen Zukunftsperspektiven geben allerdings
Anlass zur Sorge, weil diese im Regelfall sowohl fiir das Kon-
sum- als auch fur das Wahlverhalten bedeutsamer sind als
die Sicht der Gegenwart.

3. WAHRNEHMUNGEN DER FINANZKRISE
3.1 Relevanz und Betroffenheit

Dass die internationale Banken- und Finanzkrise den Deut-
schen erkennbare Sorgen bereitet, wird auch bei den Ant-
worten auf die Frage nach den wichtigsten politischen Pro-
blemen und Aufgaben in Deutschland erkennbar. Wenn man
die Nennungshaufigkeiten fir die genannten Sachthemen

als Indikator fur Relevanz oder Betroffenheit betrachtet, wird
im Zeitvergleich mit den letzten Monaten eine deutliche Ver-
schiebung der Themenschwerpunkte erkennbar (siehe
Tabelle 2).

Tabelle 2 G MS

Die wichtigsten Sachthemen im November 2008

FGW Politbarometer - Prozentwerte (Mehrfachnennungen)

Nov. 08 | KW 45 —Okt. 08 Il|Okt. 08 I{Sept. 08

KW 45 | KW 43 | KW 43 | KW 41 | KW 37
Arbeitslosigkeit 43 +12 31 32 44
Banken- und Finanzkrise? 39 -10 49 49 -
Kosten / Preise /
Lohne?) 16 +1 15 18 26
Wirtschaftslage?) 13 +6 7 5} 7
Soziales Gefalle?) 9 -3 12 6 11
Politik(er)verdruss 9 +1 8 13 12
Bildung / Schule?® 7 -6 13 7 11
Steuern/Steuererhéhung? 5 +1 4 - 7
Rente / Alterssicherung? 5 -1 6 6 6
Familie / Jugend / Kinder?® 5 -1 6 5 6

Bilindelung verwandter Themen

Nov. 08| KW 45 —|Okt. 08 I|Okt. 08 |{Sept. 08

KW 45 | KW 43 | KW 43 | KW 41 | KW 37
Wirtschaftspolitik* 78 +5 68 72* 40*
Arbeitslosigkeit 43 +12 31 32 44
Sozialpolitik 14 -4 18 12 17
Familie / Jugend / Bildung 12 -7 19 12 17

1) Wirtschaftspolitisches Thema
2) Sozialpolitisches Thema
3) Thema ,Familie / Jugend / Bildung

* Einzelthema ,Steuern/Steuererhhung” wegen geringerer Nennungshaufigkeit nicht im
Themenkomplex ,Wirtschaftspolitik* enthalten
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® Demnach stellt die Banken- und Finanzkrise, die im Sep-
tember noch gar nicht im Katalog der wichtigsten Themen
enthalten war, inzwischen in der Wahrnehmung der Be-
volkerung eines der wichtigsten Themen auf der politi-
schen Agenda dar. Mit 49 Prozent der Nennungen landete
dieses Thema Anfang Oktober aus dem Stand heraus auf
Platz eins der Liste der wichtigsten Sachthemen (siehe
Tabelle 2). Obwohl die Krise nach den staatlichen Ret-
tungsaktionen im November wieder an Relevanz verloren
hat, ist davon auszugehen, dass die Relevanz des Themas
auch weiterhin hoch bleiben wird.

Bedeutsam ist aber nicht nur die Tatsache, dass die Krise
selbst, sondern auch mogliche Folgewirkungen der Krise
antizipiert werden und dazu fuhren, dass soziale Themen
und die Bildungspolitik deutlich unwichtiger geworden sind,
wahrend Wirtschaftspolitik und vor allem die Arbeitslosigkeit
erheblich an Relevanz gewonnen haben. Sollten die derzeit
diskutierten negativen Folgen der Bankenkrise im nachsten
Jahr tatsachlich eintreten, ist davon auszugehen, dass die
Agenda der Bundestagswahl im nachsten Jahr fast aus-
schlieRlich von den Themen Wirtschaft und Arbeit gepragt
werden wird.

Die hohe Relevanz des Themas und das damit verbundene
Ausmald der Beunruhigung ist auch daran erkennbar, dass
nur zwei Prozent der Deutschen glauben, dass die Krise
Deutschland kaum betrifft. Ebenfalls verschwindend gering
ist der Anteil derjenigen, die nach eigener Aussage nicht
beunruhigt sind (drei Prozent) (Quelle: IfD Allensbach).
Fast jeder Dritte (63 Prozent) glaubt hingegen, dass der
schlimmste Teil der Krise erst noch bevorsteht (Quelle:
Infratest-dimap). Bei der Wahrnehmung der Krise machen
die Bundesburger allerdings zwischen personlicher Betrof-
fenheit und gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen erhebliche
Unterschiede (siehe Abbildung 2, rechte Spalte).

So rechnen knapp drei Viertel der Deutschen damit, dass
auch in Deutschland weitere Banken Pleite gehen werden.
Ferner glauben 68 Prozent, dass die Arbeitslosigkeit infolge
der Finanzkrise wieder ansteigen wird (Quelle: Forschungs-
gruppe Wahlen). Einen Zusammenbruch des deutschen
Bankensystems wegen der Krise befurchtet allerdings nur
etwa jeder Funfte. Zudem fuhlen sich ,,nur” 22 Prozent von
den Entwicklungen auf den Finanzmarkten personlich betrof-
fen (Quelle: GfK). Dementsprechend macht sich auch ,,nur”
eine allerdings beachtliche Minderheit von 37 Prozent der
Befragten derzeit Sorgen um personliche Ersparnisse.

Dennoch ist das Vertrauen der Burger zu ihren Banken durch
die Finanzkrise in erheblichem Umfang beschadigt. Lediglich
23 Prozent vertrauen darauf, dass deutsche Banken tUberwie-
gend unvertretbare Risiken meiden. Bezogen auf die eigene
Hausbank auRert zwar gut jeder Zweite (52 Prozent) ein sol-
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Abbildung 2

Ambivalente Wahrnehmungen von
Auswirkungen und Betroffenheit

wIch finde es argerlich,
dass am Ende immer der
Steuerzahler zur Kasse
gebeten wird.“

95 5

slch rechne damit, dass
auch in Deutschland
Banken pleite gehen
werden.”

72 25

w

»Bei Geldinstituten in D. ist
sichergestellt, dass
Ersparnissen der Kunden
nichts passieren kann.“

56 39 5

»lch mache mir Sorgen um
meine Ersparnisse.”

37 62

»Ich habe mich erkundigt,
wie sicher mein Geld bei
meiner Bank bzw.
Sparkasse ist.“

24 76

»Das deutsche
Bankensystem kann wegen
der Finanzmarktkrise
zusammenbrechen.“*

22 41 37

wIch habe bereits einen Teil
meiner Ersparnisse anders
angelegt, damit sie smhe[rjer

sind.”

20 78

N

Bl stimme zu Il stimme nicht zu

Quellen: Infratest-dimap Deutschlandtrend Oktober 2008,
*FGW Politbarometer Oktober 2008

[ weit nicht

ches Vertrauen, aber immerhin 34 Prozent haben nur ein
eingeschréanktes Vertrauen (Quelle: IfD Allensbach).

Insgesamt wird deutlich erkennbar, dass die Finanzkrise mit
den damit verbundenen negativen Folgewirkungen fur Wirt-
schaft und Arbeitsmarkt fur die meisten Bundesburger hohe
Relevanz besitzt, obwohl man nicht immer beflrchtet, per-
sonlich direkt davon betroffen zu sein. Diese Einschatzung
wird auch durch Ergebnisse aus qualitativer Forschung der
GMS gestutzt: Demnach herrscht zwar tiefe Besorgnis Uber
die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen der Krise, vor
allem auf den Arbeitsmarkt, das personliche Verhalten im
Alltag (z.B. im Hinblick auf groBere Anschaffungen) wurde
zumindest bislang jedoch kaum verandert.

Wegen der im nachsten Jahr befuirchteten Folgen wird die
Finanzkrise aller Wahrscheinlichkeit nach zusammen mit
dem Themenkomplex Wirtschaft und Arbeit die Agenda der
Bundestagswahl bestimmen. In jedem Fall ist neben diesen
Auswirkungen das Vertrauen in das Bankensystem und oft
auch in die eigene Hausbank nachhaltig gestort.
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3.2 Einflussmoglichkeiten und Bewertung des
Krisenmanagements der Politik

Etwa acht von zehn Bundesburgern sind der Meinung, das
Finanzsystem sei so undurchsichtig geworden, dass es sich
dem Verstandnis der Birger vollig entzieht (Quelle: IfD
Allensbach). Daher verwundert es nicht, dass die Chancen
einer Bewaltigung der Krise und ihrer Folgen durch staatli-
che Akteure uneinheitlich eingeschatzt werden. Einerseits
bescheinigen 62 Prozent der Deutschen der Regierung beim
Krisenmanagement eine (sehr) gute Arbeit (weniger gut/
schlecht: 30 Prozent) (Quelle: Infratest-dimap). Ebenfalls
62 Prozent auflern Vertrauen in die Fahigkeiten von Finanz-
minister Peer Steinbriuck als Krisenmanager zur Rettung der
Finanzmarkte (wenig/kein Vertrauen: 33 Prozent) (Quelle:
Forsa). Sogar drei von vier Befragten finden, die Bundesre-
gierung habe im Rahmen der Krise insgesamt schnell und
entschlossen gehandelt (Quelle: Infratest-dimap).

Andererseits glauben aber nur 29 Prozent, dass Angela Mer-
kels Zusage fur eine staatliche Garantie privater Spareinla-
gen auch bei einer Verschéarfung der Krise Bestand haben
wird (nein: 66 Prozent) (Quelle: Infratest-dimap). Zudem
aulert nur jeder Zweite Vertrauen, dass die Demokratie die
aktuellen Probleme bewaéltigen kann (siehe Abbildung 3).

Abbildung 3 GMS

Kritische Sicht der Einflussmaéglichkeiten
der Demokratie*

Vertrauen, dass die Demokratie mit den
aktuellen Problemen fertig wird

(Sehr) groBes Geringes / gar
Vertrauen kein Vertrauen
) 48 Gesamt
66 34 FDP-Anhénger

CDU/CSU-Anhénger

Griine-Anhénger

SPD-Anhéanger

Linke-Anhénger

*Quelle: Infratest-dimap Oktober 2008
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Im Hinblick auf die Losungskompetenz der einzelnen Par-
teien gibt es angesichts der GroRRe, Internationalitat und
Komplexitat der Problematik eine im Vergleich mit anderen
Sachthemen noch gréRere Beurteilungsunsicherheit und
erhebliche Kompetenzdefizite. Zwar traut etwa jeder dritte
Bundesbirger (32 Prozent) die Losung der Finanzmarktkrise
bzw. deren Auswirkungen am ehesten der CDU/CSU zu.
Weitere elf Prozent setzen auf die Fahigkeiten der SPD. Gut
jeder Zweite vertraut in dieser Frage allerdings keiner Partei
(29 Prozent) oder ist sich unsicher (24 Prozent) (Quelle: For-
schungsgruppe Wahlen).

Im Hinblick auf das Krisenmanagement und die Einfluss-
maoglichkeiten der Bundesregierung ist das Meinungsbild in
gewisser Hinsicht gespalten. Das Krisenmanagement der
Regierung wird wegen des raschen und entschlossenen Vor-
gehens ausgesprochen positiv beurteilt. Hierbei konnte die
Politik ein erhebliches Stiick Vertrauen zuriickgewinnen.
Diesem auch durch qualitative Forschung der GMS bestatig-
ten Vertrauensgewinn stehen aber zwei Aspekte entgegen:
Zum einen wird der Politik vorgeworfen, problematische
und fur die Krise als urséachlich ausgemachte Vorgénge auf
dem Finanzmarkt (z.B. Hedge-Fonds), in der Wirtschaft
(z.B. hohe Managergehélter) und in den Banken (z.B.
Bonussysteme fir Mitarbeiter) zu wenig kontrolliert, zu
lange toleriert oder gar unterstitzt zu haben. Zum anderen
sinkt in weiten Teilen der Wahlerschaft das Vertrauen in die
Problemldsungskompetenz der Politik bei dieser Krise und
auch das Vertrauen, dass Angela Merkels Zusage fur eine
staatliche Garantie privater Spareinlagen auch bei einer Ver-
scharfung der Krise eingehalten wird.

3.3 Akzeptanz von Lésungsansatzen und -vorschlagen

Verschiedene MaRhahmen gegen die Krise werden in der
Bevolkerung unterschiedlich bewertet (siehe Abbildung 4,
Seite 8). Auf Zustimmung stofRen vor allem solche Vorschla-
ge und Maflinahmen, die zur Absicherung des einzelnen Bur-
gers beitragen sollen wie z.B. die staatlichen Garantien fur
private Spareinlagen. Staatliche Burgschaften fur Banken
werden hingegen generell und vor allem im Falle der Hypo
Real Estate deutlich kritischer betrachtet. Das unlangst von
der Bundesregierung beschlossene Rettungspaket wird aller-
dings ungeachtet dieser Vorbehalte mehrheitlich befurwor-
tet, auch wenn sich immerhin jeder Dritte kritisch hierzu
aullert.
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Abbildung 4 GMS

Einschétzung verschiedener Malnahmen
gegen die Banken- und Finanzkrise

,Manager sollten auch mit ihrem
Privatvermdgen haften, wenn ihre 75 23
Institute in Schieflage geraten."**

DO

,Die Garantie der Bundes-
regierung fir die Spareinlagen
und Girokonten ist richtig."*

,Der Staat sollte auch Kleinanle-
gern helfen, die ihr Vermégen in-
folge der Bankenkrise verlieren."**

,Das 500 Milliarden Euro umfassen-
de Rettungspaket zur Bekdmpfung
der Bankenkrise ist richtig.“****

,Notfalls muss auch der deutsche
Staat Geld bereitstellen, um die
Banken zu sichern,"***

,Durch die Garantie der Bundesre-
gierung sind persénlichen Sparein-
lagen u. Girokonten abgesichert."*

,Der Staat sollte die Banken
mit Steuergeldern vor 45 49 6
der Pleite retten."**

,,DiefBu[jgschaftd%rlBu?desregie-
rung fir den Immobilienfinanzierer
Hypo Real Estate ist richtig." 9 i 29

B - B nein D weit nicht

Quellen: * FGW, Oktober 2008 *  Emnid Oktober 2008
*** nfratest-dimap Oktober 2008 **** TNS Forschung Oktober 2008

Auch das geplante Konjunkturprogramm zur Stutzung der
Wirtschaft im Rahmen der Finanzkrise befurworten rund
zwei Drittel grundsatzlich (68 Prozent) (siehe Abbildung 5).
Auch einzelne Inhalte des Programms finden durchweg hohe
Zustimmung. Das gilt vor allem fur die steuerliche Absetz-
barkeit von Handwerkerrechnungen, aber auch fur Investiti-
onen in Gebaudesanierung, Beschaffung neuer Maschinen
durch Unternehmen und staatliche Investitionen in die Ver-
kehrsinfrastruktur. Sogar die Kfz-Steuerbefreiung wird in
diesem Zusammenhang noch von etwa sechs von zehn Be-
fragten begrufit.
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Abbildung 5 GMS

Hohe Zustimmung auch fir Einzelaspekte
des Konjunkturprogramms

Einschatzung des

Konjunkturprogramms
insgesamt 68 21 5

Handwerkerrechnungen

sollen stérker von der
Steuer abgesetzt werden 83 15 2

kénnen als bisher

Mehr Geld fir die
Gebaudesanierung Y 27

~

Steuererleichterungen
fir Unternehmen, wenn
sie neue Maschinen
anschaffen

Mehr Geld fur den
Ausbau von Stralen, 65 32
Schienen und Briicken

w

Eine Steuerbefreiung
fir schadstoffarme
Neuwagen 57 41

DO

Finde ich
richtig

Finde ich nicht
richtig

[ weit nicht

Quellen: Infratest-dimap Deutschlandtrend November 2008

3.4 Auswirkungen auf politische Einstellungen

Es gehort zu den gesicherten Erkenntnissen der Demosko-
pie, dass in Folge von wirtschaftlichen Schieflagen, Umwelt-
katastrophen, Seuchen oder anderen Vorfallen, die eine
Geféahrdung oder Beeintrachtigung des Gemeinwohls oder
des einzelnen Burgers nach sich ziehen, der Ruf nach ver-
starkter staatlicher Kontrolle und Regulierung lauter wird.
Dies gilt auch fur die Finanzkrise, die eine sehr hohe Akzep-
tanz fur staatliche Interventionen zur Folge hatte. So sprach
sich z.B. in Nordrhein-Westfalen kurzlich mit 86 Prozent der
ganz Uberwiegende Teil der Bevoélkerung fur eine starkere
staatliche Kontrolle der Finanzméarkte aus (nein: 13 Prozent)
(Quelle: Infratest-dimap). In einer bundesweiten Umfrage
stimmt zudem etwa jeder zweite Bundesburger (51 Prozent)
der Aussage zu, der Staat solle sich an den gro3ten und
wichtigsten Unternehmen beteiligen, damit er mehr Einfluss
auf die Wirtschaft nehmen kann (Quelle: Infratest-dimap).
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Daruber hinaus ist die Zustimmung zu staatlichen Interven-
tionen schon seit 2005 spurbar angewachsen: Mittlerweile
sind 37 Prozent der Bundesburger der Auffassung, der Staat
greife hierzulande zu wenig in die Wirtschaft ein — unter den
Anhangern der Linkspartei sind es sogar 60 Prozent (siehe
Tabelle 3). Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse ist zu
fragen, ob sich die Finanzkrise nicht nur auf Einstellungen
zu staatlicher Regulierung und Kontrolle, sondern auch auf
die Grundhaltungen zur Sozialen Marktwirtschaft auswirkt.

Wachsende Unterstiitzung far
staatliche Interventionen*

% Anhénger
Bevdlkerung gesamt der Links-
2005 Marz Oktober partei
2008 2008  |Oktober 2008

Staat greift zu
viel ein 28 18 8 6
Zu wenig 25 30 37 60
Gerade richtig 20 27 23 9
Unentschieden,
keine Angabe 21 25 32 25

*Quelle: IfD Allenshach, Oktober 2008

Aus regelmaRigen Umfragen zu diesem Thema ist bekannt,
dass die positiven Grundhaltungen zur Sozialen Marktwirt-
schaft bereits wegen der Folgen der Globalisierung in den
letzten Jahren kontinuierlich rucklaufig waren. So hatten
einige Monate vor der Finanzkrise im Juni dieses Jahres

38 Prozent der Bundesburger ,,keine gute Meinung” von der
Sozialen Marktwirtschaft. Nur noch 31 Prozent &uerten
~eine gute Meinung”. Zu Jahresbeginn lag der Anteil der
positiven Urteile nur noch bei noch 39 Prozent der Befrag-
ten. Ende September zwei Wochen nach der Insolvenz von
Lehman Brothers gaben 42 Prozent der Deutschen an, dass
sich ihr Vertrauen in die freie Marktwirtschaft in den letzten
Wochen weiter verschlechtert habe (gleich geblieben: 56
Prozent, verbessert: ein Prozent) (Quelle: TNS Forschung).

So wird aus einer bundesweiten und einer in Ostdeutschland
durchgefiuihrten Umfrage erkennbar, dass verschiedene
Zitate und Forderungen linker Spitzenpolitiker wie Oskar
Lafontaine und Sahra Wagenknecht, die sich mit der Markt-
wirtschaft und den wirtschaftlichen Vermdgensverhaltnissen
in Deutschland kritisch bis ablehnend auseinandersetzen, auf
teils bemerkenswert hohe Zustimmung stol3en (siehe Abbil-
dung 6). Eine Verstaatlichung und ,,demokratische Kontrolle”
von Energiekonzernen finden fast sieben von zehn Befragten
unproblematisch. Zudem werden mehrheitlich die Vereinbar-
keit von Rekordgewinnen mit dem Grundgesetz und die
Rechtmafigkeit des Erwerbs groRBer Vermdgen angezweifelt.
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Abbildung 6 GMS

Grundlegende Kritik auch am System der
Marktwirtschaft*

Zustimmung in %

,Die groBen Konzerne machen jedes Jahr
Rekordgewinne und schmeifen gleichzeitig
die Leute raus. Da muss man schon die
Frage stellen, inwieweit das mit dem
Grundgesetz vereinbar ist.

»Im Interesse der Beschaftigten, der Ver-
braucher und der Umwelt miissen
Energiekonzerne in die offentliche Hand dber-
fiihrt und demokratisch kontrolliert werden.*

o

©
—
~

,Die Finanzkrise zeigt, dass die
Marktwirtschaft untauglich ist und
abgewirtschaftet hat.”

,Die Vermdgen vieler Familienunternehmen
sind grundgesetzwidrig angeeignet.
Niemand kann in seinem Leben

mehrere Milliarden Euro auf
verfassungsgemaRe Weise erwerben.”

Llch wiinsche mir ein sozialistisches
Wirtschaftssystem, weil es die kleinen Leute
vor Finanzkrise und Ungerechtigkeiten
schitzt.*

,Die grofen Vermdgen vieler Familien-
unternehmen sind das Ergebnis einer
fortdauernden Enteignung der Belegschaft.
Daher brauchen wir eine Riickiibereignung
des Vermdgens an die rechtmaBigen
Eigentiimer, ndmlich an die Belegschaft.”

Schwarze Schrift: Gesamtdeutsche Bevélkerung
Rote Schrift: Ostdeutsche Bevélkerung

*Quellen: 1fD Allensbach (Gesamtdeutschland) und
Institut fir Marktforschung Leipzig (Ostdeutschland), jeweils Oktober 2008

Erst wenn die Semantik der Aussagen zu offensichtlich an
die ideologischen Grundsatze der DDR ankntipft (,,Ruckuber-
eignung des Vermogens an die Belegschaft von Unterneh-
men”), distanziert sich der eindeutig gro3te Teil der Befrag-
ten (Quelle: IfD Allensbach).

In Ostdeutschland wird eine besonders massive Kritik am
System der Marktwirtschaft erkennbar: Gut jeder Zweite
sieht die Finanzkrise als Beweis fur ein Versagen der Markt-
wirtschaft und 43 Prozent wiinschen sich sogar explizit ein
sozialistisches Wirtschaftssystem. Bemerkenswert ist zudem,
dass sich diese ,,Sehnsucht nach dem Sozialismus” in Ost-
deutschland nicht etwa nur auf die Anhanger der Linkspartei
erstreckt. Mit 68 Prozent ist sie bei Anhangern der Linken
zwar am hochsten, aber auch Wahler von SPD (42 Prozent),
Grunen (31 Prozent), FDP (29 Prozent) oder CDU (26 Pro-
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zent) weisen an dieser Stelle erstaunlich hohe Zustim-
mungsquoten auf (Quelle IfM Leipzig).

Die Finanzkrise hat somit bei vielen Biurgern unverkennbar
die Akzeptanz der Sozialen Marktwirtschaft negativ beein-
trachtigt und den Ruf nach mehr staatlicher Kontrolle und
Regulierung einschlieBlich sozialistischer Politikansatze mit
Verstaatlichung grof3er SchlUsselindustrien lauter werden
lassen.

4. SCHLUSSFOLGERUNGEN UND LEHREN

Welche Schlussfolgerungen und Lehren kénnen aus den bis
dato verfugbaren demoskopischen Befunden zur Finanzkrise
gezogen werden?

Zuerst einmal durfte sich das ohnehin bereits angespannte
Wirtschaftsklima in Deutschland bei einem Fortdauern der
Finanzkrise und negativen Auswirkungen auf die Realwirt-
schaft weiter verschlechtern. Insgesamt spricht vieles daftr,
dass die Krise zu einer echten Rezession mit einem nachhal-
tigen Einbruch der 6konomischen Einschétzungen fuhren
koénnte.

Die Finanzkrise besitzt mit den damit verbundenen negati-
ven Folgewirkungen fur Wirtschaft und Arbeitsmarkt fur die
meisten Bundesburger hohe Relevanz, obwohl man nicht
personliche Betroffenheit befurchtet. Wegen der im nachsten
Jahr erwarteten Folgen wird die Finanzkrise jedoch aller
Wahrscheinlichkeit nach zusammen mit dem Themenkom-
plex Wirtschaft und Arbeit die Agenda der Bundestagswahl
bestimmen und andere Themen in den Hintergrund drangen.

In jedem Fall ist neben diesen Auswirkungen das Vertrauen
in das Bankensystem generell — und oft auch in die eigene
Hausbank — nachhaltig gestort.

Die Politik konnte im Gegensatz dazu wegen des raschen
und entschlossenen Vorgehens und ihres Krisenmanage-
ments ein erhebliches Stiick Vertrauen in der Bevélkerung
zuruckgewinnen. Dessen ungeachtet fehlen in weiten Teilen
der Wahlerschaft weiterhin das Vertrauen in die Problem-
I16sungskompetenz der Politik bei dieser Krise und auch das
Vertrauen, dass Angela Merkels Zusage fur eine staatliche
Garantie privater Spareinlagen auch bei einer Verscharfung
der Krise eingehalten wird.

Besondere Sorge bereiten sollten dartuber hinaus vor allem
das sinkende Vertrauen in das System der (Sozialen) Markt-
wirtschaft und die hohen, tendenziell wachsenden Zustim-
mungswerte fur sozialistische Ideen und Ordnungssysteme.
Diese Entwicklung resultiert aus der Annahme, dass die
Soziale Marktwirtschaft die jingsten Fehlentwicklungen zu-
gelassen hat und in Zeiten der Globalisierung ohnehin schon
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weitgehend obsolet geworden ist. Hier gibt es erheblichen
Klarungs- und Erklarungsbedarf, um das Konzept der
Sozialen Marktwirtschaft wieder mit Leben zu fullen.

Ob die jungsten Entwicklungen und daraus eventuell noch
resultierende Folgen tatsachlich ,Wasser auf die Mihlen der
Linken” bedeuten (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom

22. Oktober 2008), kann derzeit noch nicht abschlieRend
beurteilt werden. In den letzten Monaten lag die Linkspartei
in den Sonntagsfragen jedenfalls durchweg deutlich Uber
ihrem Ergebnis bei der Bundestagswahl 2005 (8,7 Prozent).
Mit 11 bis 13 Prozent hat sich Die Linke mittlerweile auch in
Westdeutschland als funfte politische Kraft im deutschen
Parteiensystem etablieren kdnnen. Eventuell konnte eine
Rezession in Deutschland mit erhdhter Arbeitslosigkeit im
néachsten Jahr aber auch dazu fuhren, dass bisherige Anhan-
ger der Linkspartei ihre Traume wieder aufgeben und sich an
Parteien orientieren, die eine in der Krise noch finanzierbare
Sozialpolitik anbieten.

DER AUTOR

Dr. Helmut Jung

Der Geschaftsfuhrer der GMS Dr. Jung GmbH blickt auf rund
35 Jahre Erfahrung, zunachst als Leiter der Abteilung Wahl-
forschung des Sozialwissenschaftlichen Forschungsinstituts
der Konrad-Adenauer-Stiftung, spater als Geschéaftsfuhrer
mehrerer namhafter Marktforschungsinstitute (GfK, WPP,
Sample/Inra), zurick.



	Schaltfläche5: 
	Schaltfläche6: 


